
Bundessozialgericht ‘ . B e s c h 1 u B

_A____z°..=-z-B.A.r.131.635.
in dem Rechtsstreit

oooacoooooooo oooooo oßooooooooooocooooocooooooooo

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigterzc„„„°„‚„„°„„„°„a„„„„°„°„°

g e g e n

o oceanoocoooooooouoooeoooooooooocoooaaooooaoooe

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigterzo„„„„„„„oooo„o„o„°„°°„°„„

belgeladen:oocooooooaooaaoooeaoooooccooooooooooo

Der 7° Senat des Bundessozialgerichts hat am
20° Januar 1971 durch

Senatspräsident S c h m i t t

— Vorsitzender —‚
Bundesrichter Dro w i t t e und
Bundesrichter ’ Dr° H e u B n e r

;

beschlossen:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 10 Dezember

1967 wird als unzulässig verworfen°

Kosten sind nicht zu erstatten°
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Die Beklagte ist von der beigeladenen Bundesanstalt für

Arbeit (BA) gemäß 5 54 Abs° 1 des Gesetzes über Arbeits—

vermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) mit der

Arbeitsvermittlung von Studenten beauftragt worden° Sie

vermittelte auch den Kläger während seiner bis 1965

dauernden Studienzeit° Der Kläger hat gegen die Beklagte

Ansprüche erhoben, die nach seiner Auffassung mit dieser

Arbeitsvermittlung im Zusammenhang stehen:) Er verlangt

die Herausgabe eines von der Beklagten ausgestellten und

von ihm akzeptierten Wechselsund begehrt die Feststelllung,

daß die Beklagte die im Wechsel genannten Beträge nicht

verlangen könne° Außerdem beantragt er festzustellen,

daß die Beklagte nicht berechtigt gewesen sei, ihn von

jeder Arbeitsvermittlung auszuschließen°

Das Landessozialgericht (LSG) Berlin hat die Berufung

des Klägers gegen das klagabweisende Urteil des Sozial—

gerichts Berlin vom 15° November 1962 durch Urteil vom

l° Dezember 1967 mit der Begründung zurückgewiesen, daß

wegen des privatrechtlichen Charakters der Tätigkeit der

Beklagten der Rechtsweg zu den Gerichten.der Sozialgerichts-

barkeit (@ 51 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)ver-
schlossen sei°

Gegen dieSes Urteil hat der Kläger durch das Vorstands-

mitslied des Br.. A;;H1 (BAB), eines
nicht rechtsfähigen Vereins, DipL—Ing° Klaus GLr■t (Go),
Revision eingelegt° Er rügt die Verletzung des 5 51 SGG°

Nach seiner Auffassung ist der Rechtsweg zu den Gerichten

der Sozialgerichtsbarkeit eröffnet, weil die Beklagte

als sog° beliehener Unternehmer Aufgaben der "schlichten

_
Hoheitsverwaltung" erfülle° '
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II

Die Revision ist nicht statthaft° Es kann dahinstehen‚

ob der BAB sein Vorstandsmitglied Go überhaupt wirksam

zur Prozeßführung bevollmächtigt hat, insbesondere, ob

'dazu die im Revisionsverfahren im Oktober 1969 über—

reichte "Vollmachtserklärung" der beiden Vorstandsmit—

glieder, des Diple—Ingo G° und des DipL—Ing° Sixt1u;■;

ausgereicht hat° Jedenfalls kann nicht festgestellt

werden, daß der BAB die nach 5 166 SGG an eine Vereinigung

von Arbeitnehmern zu stellenden gesetzlichen Voraus—

setzungen für eine Prozeßvértretung vor dem Bundessozial—

gericht (BSG) erfüllt°

Nach 5 166 Abso 2 SGG sind als Prozeßbevollmächtigte vor
dem BSG Mitglieder und Angestellte von Gewerkschaften‚

von selbständigen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit

sozial— oder berufspolitischer Zwecksetzung, von Ver—

einigungen von Arbeitgebern und von Vereinigungen der

Kriegsopfer zugelassen‚ sofern sie kraft Satzung oder

Vollmacht zur Vertretung befugt sind; darüber hinaus ist

jeder bei einem deutschen Gericht zugelassene Rechtsan—

walt als Prozeßbevollmächtigter zugelassene

Der BAB ist keine Vereinigung von Arbeitnehmern mit einer

sozial- oder berufspolitischen Zwecksetzung im Sinne des

5 166 Abs° 2 SGG„ Da2u reicht es nicht aus, daß sich

diese Zwecksetzung - wie im vorliegenden Fall — aus der

Satzung ergibt° Es muß hinzukommen, daß die Vereinigung

auch ernstlich willens und in der Lage ist‚ diese Ziele

nachdrücklich zu verfolgen° Vereinigungen‚ die wegen ihrer

geringen Mitgliederzahl oder ihrer geringen finanziellen

Mittel nicht in der Lage sind, diese Ziele nachdrücklich

zu verfolgen‚ sind keine Vereinigungen im Sinne des 5 166

Abs° 2 SGGO Diese Auffassung hat der erkennende Senat

bereits in seinem Beschluß vom 19° Oktober 1970 — 7 BU

27/70 —im Anschluß an die Rechtsprechung des 5° Senats
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des BSG (BSG SozR Nr° 40 zu 5 166 SGG) vertreten°

Vor allem spricht der Zweck des 5 166 SGG dafür,

Arbeitnehmervereinigungen mit geringer Mitgliederzahl

und niedrigem Betriebsaufkommen nicht zu den Organi—

sationen im Sinne dieser Bestimmung zu rechnen (BSG

SozR Nr° 59 zu 5 166 SGG)„ @ 166 SGG soll nämlich

sicherstellen, daß nur solche Prozcßbevollmächtigte

vor dem BSG auftreten, die befähigt sind, die Be—

teiligten durch sachgerechte Prözeßführung vor Scha—

den und das BSG vor unnötigen Belastungen zu bewahren

(BSG SozR Nr° 5, 20, 59 und 40 zu 5 166 SGG)° Eine Ver—

einigung mit geringer Mitgliederzahl und damit in der

Regel niedrigem Beitragsaufkommen ist nicht in der

.Lage, einen geeigneten Prozeßbevollmächtigten zu be—

stellen° Gegen diese in der Rechtsprechung des BSG

bei der Anwendung des 5 166 Abso 2 SGG vorgenommene

Differenzierung nach der Größe und der Finanzkraft der

Vereinigung bestehen auch keine verfassungsrechtlichen'

Bedenken (BVerfG, Beschluß vom 1° Juli 1970 — 1 BVB
260j70 — SozR Nro 5 Bl Ab 5 zu Art, 101 GG)°

Der Senat hat nicht feststellen können, ob G° als Mit—

glied einer Organisation im Sinne des @ 166 Abs° 2 SGG

zu den Personen gehört, die zur Prozeßführung vor dem

BSG befugt sind° G° ist durch Verfügung vom 19° Februar

1970 aufgefordert worden anzugeben, wieviel Mitglieder

der BAB Ende Februar 1968 hatte und welche finanziellen

Mittel ihm seit Jahresbeginn 1968 zur Verfügung standen„

Mit Schreiben vom 17° November 1970 hat sich G° ausdrück—

lich geweigert, die Fragen nach Mitgliederzahl und Finanz—

kraft des BAB schriftlich zu beantworteno Unter diesen

Umständen ist die zu den Akten überreichte Satzung des

BAB von 1962 — neben dem schriftsätzlichen Vorbringen

des Klägers — die einzige Erkenntnisquelle für den Senato

Danach hat der BAB bei der Gründung sieben Mitglieder ge—
habt mit einem monatlichen Beitragsaufkommen von 0,50 DM

für ein noch in der Ausbildung befindliches Mitglied ‘
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und 2 DM für sonstige Mitglieder° Da nach den Angaben

des Klägers die Satzung niemals geändert worden ist‚ muß

davon ausgegangen werden, daß die Beitragssätze heute

noch ebenso niedrig sind wie 1962° Es fehlt auch an jedem

Anhalt dafür, daß die Zahl der Mitglieder nennenswert

über sieben gestiegen sein soll° In einem Verfahren nach

5 2 Abs° l Nro 5 des Arbeitsgerichtsgesetzes, in welchem

der BAB wegen seiner unbedeutenden Stellung im Arbeits—

leben nicht als tariffähig angesehen worden ist (Beschluß

des Bundesarbeitsgerichts vom 90 Juli 1968 — l ABB 2/67 —
Arbeitsrechtliche Praxis Nr° 25 zu 5 2 TVG) hat der

Verein seine Mitgliederzahl betont nur unbestimmt mit

”mehr als sieben Personen" — davon je zur Hälfte Werk—

studenten und Akademiker mit beendetem Studium — angeben

lassen° Beide Größen — Mitgliederzahl und Beitragsauf—

kommen — sind so geringfügig‚ daß die an eine "selbstän—

dige Vereinigung von Arbeitnehmern mit sozial- oder

berufspolitischer Zwecksetzung" nach den vorstehenden

Ausführungen zu stellenden Anforderungen nicht erfüllt

sind° Die Weigerung des Prozeßbevollmächtigten des

klägers, zusätzliche Angaben zu machen„ geht zu Lasten

des von ihm vertretenen Beteiligten° Der im Verfahren

der Sozialgerichtsbarkeit geltende Untersuchungsgrund—

satz (5 105 SGG) verlangt nicht, daß das Revisionsge—
richt von sich aus eingehendere Nachforschungen über

die Prozeßführungsbefugnis anstellto Es hat bei der

gegebenen Sachlage seine Pflicht zur Ermittlung von Amts

wegen durch die an den Prozeßbevollmächtigten des

Klägers gerichtete Anfrage vom 19° Februar 1970 erfüllt

(BSG SozR‘Nr° 3 zu @ 105 SGG)o Andernfalls würden die
Beteiligten ohne Rechtfertigung von ihrer Pflicht be—

freit, die ihnen ohne weiteres möglichen Angaben tat-

sächlicher Art zu machen, und die Amtsermittlungspflicht

des Revisionsgerichts unangemessen ausgedehnto Hiernach

_ g _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


kann G°nicht als nach 5 166 Abs° 2 SGG zur Vertretung vor

dem BSG zugelassener Prozeßbevollmäohtigter angesehen

werden°

Die Revision muß somit mangels Statthaftigkeit als un—

zulässig verworfen werden (5 169 SGG)„

Die Kostenentscheidung ergeht in entsprechender Anwendung

des 5 195 SGG°
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